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Kampf gegen Extremismus 
und Radikalisierung
VADUZ. Im Anschluss an den
EWR-Rat nahm Regierungsrätin
Aurelia Frick am 19. Mai an der
125. Ministersession des Euro-
parats in Brüssel teil.

Terrorismus im Zentrrum

Nebst der Situation in der
Ukraine und in Georgien stand
die Bekämpfung von Extremis-
mus und Radikalisierung, die zu
Terrorismus führen, im Zentrum
des Treffens. Seit den Anschlägen
von Paris misst der Europarat
diesem Thema grösstes Gewicht
bei. An der Ministersession
wurde ein Zusatzprotokoll zum
Übereinkommen des Europarats
zur Verhütung des Terrorismus’
verabschiedet, das sich mit dem
Thema «Foreign Terrorist» be-
fasst. Zudem wurde ein Aktions-
plan beschlossen. Darin geht es
nebst der Stärkung der rechtli-
chen Instrumente insbesondere
um konkrete Massnahmen
gegen Radikalisierung im Bil-
dungswesen, in Strafanstalten
und im Internet.

Demokratische Sicherheit

Regierungsrätin Frick hielt in
ihrer Rede fest, dass die demo-
kratische Sicherheit in Europa
von grösster Bedeutung sei und
dass die europäischen Staaten
gemeinsam dafür Verantwortung
tragen müssten. «Es darf auf der
europäischen Landkarte keine
schwarzen Flecken geben, in
denen die Kontrolle der Kern-
werte des Europarats verhindert

wird», so Regierungsrätin Frick.
Besondere Bedeutung mass

die liechtensteinische Aussen-
ministerin auch der freien 
Meinungsäusserung und dem
Schutz von Journalisten bei:
«Die freie Meinungsäusserung
in Europa ist in Gefahr. Journa-
listen werden bedroht und Anti-

Terrorismus-Gesetze werden
missbraucht, um ihre Rechte
einzuschränken.»

Sicherung der Effizienz

Weitere am Treffen diskutierte
Themen waren die Sicherung
der langfristigen Effizienz der
Europäischen Menschenrechts-

konvention, die Nachbarschafts-
politik des Europarats sowie die
Zusammenarbeit zwischen dem
Europarat und der Europäischen
Union.

Regierungsrätin Frick tausch-
te sich am Rande der Minister-
session unter anderem mit dem
Vorsitzenden des Ministerkomi-

tees, Belgiens Aussenminister
Didier Reynders, dem Generalse-
kretär des Europarats, Thorbjørn
Jagland, dem andorranischen
Aussenminister Gilbert Saboya
Sunyé, dem niederländischen
Aussenminister Bert Koenders
sowie verschiedenen weiteren
Aussenministern aus. (ikr)

GEMEINDEN
Weiterhin gratis
ins Hallenbad
TRIESEN. Seit 10 Jahren geniessen
alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner Triesens freien und kos-
tenlosen Eintritt ins gemeinde -
eigene Hallenbad – und das soll
auch so bleiben. Der neu zusam-
mengesetzte Gemeinderat be-
fürwortete in seiner Sitzung vom
19. Mai einhellig die Fortführung
dieses Angebots für die Bevölke-
rung und verlängerte die Mög-
lichkeit zur kostenlosen Nutzung
des Hallenbads bis 2019. Der
Aufwand für die Gemeinde be-
läuft sich jährlich auf rund
25 000 Franken.

Skifahren und Langlauf
wird weiter unterstützt
TRIESEN. Ebenso weitergeführt
wird die Subventionierung von
Saisonkarten im Skigebiet Mal-
bun. So legte der Gemeinderat
fest, dass die finanzielle Unter-
stützung der Einwohner Triesens
weiterhin durch die Abgabe 
von entsprechenden Gutscheinen
(Wert: 100 Franken/Saisonkarte)
anlässlich des Vorverkaufs der Sai-
sonkarten durch die Bergbahnen
Malbun fortgeführt wird. Die Sub-
ventionierung wurde bis zur Win-
tersaison 2018/2019 genehmigt. 

Bezug im Spätherbst möglich

Die Gutscheine, welche diese
deutliche Preisermässigung beim
Kauf von Saisonkarten ermögli-
chen, können jeweils im Spät-
herbst bei der Einwohnerkon-
trolle gegen den Nachweis des
Wohnsitzes in Triesen bezogen
werden. Auch für Triesner Lang-
läufer, die in Steg eine Saisonkar-
te beziehen, gelten vergünstigte
Tarife. Der Kauf einer Saisonkarte
wird mit 30 Franken durch die
Gemeinde unterstützt.

Weitere Vergünstigungen

Neben diesen Subventionen
bietet die Gemeinde Triesen für
die Einwohnerinnen und Ein-
wohner zahlreiche weitere Ver-
günstigungen und allgemeine
Subventionen an. Unter ande-
rem werden die Busabonnemen-
te der LIEmobil durch finanzielle
Unterstützung für Triesner Ein-
wohner gefördert sowie unter
anderem auch ein Ortsbus sowie
ein Kindergartenbus betrieben. 

Positive Folgen des EWR-Beitritts
Die Mitgliedschaft Liechtensteins gilt als grosser Erfolg. Doch wie hat sie sich tatsächlich auf die Entwicklung der liech-
tensteinischen Wirtschaft ausgewirkt? Dieser Frage ging Andreas Brunhart im Liechtenstein-Institut auf den Grund.

BENDERN. Gegner gab es genauso
wie Befürworter bei den EWR-
Abstimmungen in den Jahren
1992 und 1995. Mittlerweile ist
Liechtenstein seit 20 Jahren
EWR-Mitglied – ein Grund, die
Frage unter die Lupe zu neh-
men, ob sich die Befürchtungen
der Gegner oder doch eher die
Hoffnungen der Befürworter er-
füllt haben. Darüber referierte
gestern Andreas Brunhart. Er 
ist Forschungsbeauftragter am
Liechtenstein-Institut, hat in
Bern Betriebs- und Volkswirt-
schaft sowie Politikwissenschaf-
ten studiert, in Wien promo-
viert.

Befürworter und Gegner

Die Bedeutung des Binnen-
marktes für einen Kleinstaat wie
Liechtenstein sei marginal, argu-
mentierten die EWR-Befürwor-

ter vor 20 Jahren, der EWR hin-
gegen garantiere den Zugang zu
einem weit grösseren Markt,
zudem sei ein alternativer, auf
bilateralen Abkommen beruhen-
der Weg ungewiss. «Es ging den
Befürwortern darum, den An-
schluss nicht zu verlieren», sagte
Andreas Brunhart, «darum, den
Vorteil von zwei Wirtschaftsräu-
men zu nutzen, das Image Liech-
tensteins als verlässlicher Part-
ner zu stärken.»

Regulierungswut befürchtet

Die Gegner hingegen argu-
mentierten mit einer zu erwar-
tenden Überfremdung, einer 
Regulierungswut, welche Verwal-
tung und Wirtschaft treffen
würde, mit der Warnung vor
hohen Kosten aufgrund der
nicht gegebenen Grössenver-
träglichkeit, mit der befürchte-

ten Gefährdung des Zollvertrags
mit der Schweiz, mit zu viel
Wettbewerb, zu viel Konkurrenz
und nicht zuletzt mit dem Hin-
weis auf die Gefahr, dass auslän-
dische Arbeitnehmer inländi-
schen bevorzugt würden.

Die Bilanz ist positiv

Nach 20-jähriger Mitglied-
schaft lässt sich sagen: Die Vor-
teile überwiegen klar, die Hoff-
nungen haben die Befürchtun-
gen sozusagen ausgestochen.
Der Zollvertrag mit der Schweiz
ist nach wie vor in Kraft, die
Grössenverträglichkeit ist gege-
ben, noch jedenfalls, wie Andre-
as Brunhart betonte. Mit einer
Regulierungsflut wäre Liechten-
stein auch bei einer bilateralen
Lösung konfrontiert gewesen.
Die Ausländerquote ist konstant
geblieben, eine Verdrängung 

inländischer Arbeitskräfte hat
nicht stattgefunden. «Profitiert
haben vom EWR-Beitritt vor
allem die international ausge-
richteten Unternehmen», sagte
Andreas Brunhart. 

Als Fazit lässt sich sagen: Viele
der erhofften Effekte der EWR-
Mitgliedschaft sind eingetreten,
fast keine hingegen der befürch-
teten.

Wachstumsboom ist verpufft

Andreas Brunhart legte in 
seinen Ausführungen einen
Schwerpunkt auf die wirtschaft-
liche Entwicklung Liechten-
steins seit dem EWR-Beitritt.
Anhand von empirischen Daten
zeigte er auf, dass der Beitritt
1995 in den ersten Jahren zu
einer starken Wachstumsbe-
schleunigung geführt hat. Die-
ser Wachstumsboom ist jedoch

verpufft. Andere Staaten wie
etwa die Schweiz kennen dies-
bezüglich jedoch vergleichbare
Entwicklungen.

Es war dies gestern der dritte
Vortrag im Rahmen der Vortrags-
reihe «20 Jahre EWR-Mitglied-
schaft Liechtensteins». War der
Tenor über die Auswirkungen
der EWR-Mitgliedschaft in der
bisherigen Vortragsreihe über-
wiegend positiv, so möchte
Christian Frommelt in seinem
Vortrag am nächsten Mittwoch
den EWR auch kritisch betrach-
ten, dies vor allem durch einen
Vergleich mit den anderen EWR-
Staaten. So kündigte es Christian
Frommelt, der gestern Abend die
Diskussion leitete, jedenfalls an.
Der Titel seines Referats: «Chan-
cen und Grenzen differenzierter
Integration am Beispiel des
EWR». (hn)

Andreas Brunhart referierte am Liechtenstein-Institut über die ökonomische Entwick-
lung Liechtensteins seit dem EWR-Beitritt.

Bilder: Elma Korac

Regierungschef-Stellvertreter und Wirtschaftsminister Thomas Zwiefelhofer beteilig-
te sich an der anschliessenden Diskussion.

Bild: ikr

Regierungsrätin Aurelia Frick tauschte sich mit dem Generalsekretär des Europarats, Thorbjørn Jagland (links), und Belgiens Aussen -
minister Didier Reynders aus.


